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Transparenz im BVG-Geschäft der Lebensversicherer – 
ein Fall für die GPK

Wegen der Rentenklau-Diskussion im Jahr 2002 wurde die Transparenz in der beruflichen Vorsorge zu einem Hauptziel der 1. BVG-Revision. Im Vordergrund stand dabei die Klarheit zu den Überschüssen bei den Lebensversicherungen. Was nun als Offenlegung der Betriebsrechnung publiziert wurde, ist mehr Verschleierung als Transparenz. Travail.Suisse fordert deshalb, dass die Geschäftsprüfungskommission GPK diese Zahlen unter die Lupe nimmt und für Ordnung sorgt.

Mit der überstürzten und auf Druck der Rentenanstalt zu Stande gekommenen Senkung des Mindestzinssatzes in der beruflichen Vorsorge hat der Bundesrat im Sommer 2002 eine grosse Diskussion ausgelöst. In dieser Diskussion hat Travail.Suisse insbesondere die fehlende Transparenz bezüglich der Überschüsse der Lebensversicherer und deren Verteilung an die Versicherten kritisiert.

Während das Parlament bezüglich des Mindestzinses keine Korrekturen vorgenommen hat, hat die Transparenz-Diskussion Früchte getragen. Im Rahmen der 1. BVG-Revision wurden

· erstens die Transparenzbestimmungen für die Lebensversicherer verschärft und 
· zweitens eine minimale Quote für die Verteilung der Überschüsse von mindestens 90 Prozent festgelegt („legal quote“).

Das Ziel der Übung bestand darin, mittels Transparenz die Korrektheit und Vollständigkeit bei der Ermittlung und Verteilung der Überschüsse zu garantieren. 

Erster Bericht liegt vor – Ergebnis ernüchternd

Nun hat das Bundesamt für Privatversicherungen (BPV) den ersten „Bericht des BPV zur Erhebung der Daten und zur Offenlegung der Betriebsrechnung 2005 der beruflichen Vorsorge bei den beaufsichtigten Lebensversicherungsunternehmen“ veröffentlicht. In diesem Bericht werden Zahlen präsentiert, die die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften bezüglich der Überschussermittlung und –zuweisung aufzeigen sollen. Ebenfalls publiziert wurde vom BPV ein Dokument (ein so genanntes Offenlegungsschema), das detaillierte Angaben aus der Betriebsrechnung enthält (Bericht und Offenlegungsschema auf der Homepage des BPV: http://www.bpv.admin.ch/dokumentation/01085/01086/index.html?lang=de). 
Leider ist die Lektüre dieser beiden Dokumente ernüchternd. Sie erfüllen in mehreren Hinsichten keineswegs die Erwartungen, die mit der Einführung der Transparenzvorschriften und der „legal quote“ verbunden wurden. 
Ertrag gleich Überschuss – garantierte Leistungen als Überschussbeteiligung?
Die erste Ernüchterung erfolgt beim Studieren der Berechnungen im BPV-Bericht. Diese Berechnungen werden zwar in einem ersten Teil wunderbar aufgeschlüsselt nach Sparprozess, Risikoprozess und Kostenprozess. Danach werden alle Erträge und alle Aufwendungen zusammengezählt und einander gegenüber gestellt. Daraus, sollte man meinen, resultiert der Überschuss, der zu mindestens 90 Prozent den Versicherten gutgeschrieben werden soll.

Aber die Lebensversicherungen, und mit ihnen das BPV, rechnen anders. Für sie ist der 90-Prozent-Regel Genüge getan, wenn die gesamten Aufwendungen mindestens 90 Prozent der Erträge ausmachen. Hier werden also Erträge mit Überschüssen gleichgesetzt und garantierte Leistungen  - zum Beispiel Renten – werden gewissermassen als „Überschussbeteiligung“ ausgewiesen. 

Ob das der Idee des Parlaments entspricht, sei dahin gestellt. Immerhin waren in der parlamentarischen Diskussion sehr unterschiedliche Meinungen auszumachen und Bundesrat Merz hat sich bei seinen Voten immer bedeckt gehalten. Ganz sicher entspricht diese Rechnung aber nicht dem, was sich „Otto Normalverbraucher“ unter einer Überschussbeteiligung vorstellt.

Verschleierung anstatt Transparenz 

Der Streit um die Interpretation des Begriffs „Überschuss“ ist aber nur die eine Ernüchterung. Noch fast schlimmer ist die Tatsache, dass aus den Zahlen des BPV gar nicht klar wird, was eigentlich gerechnet wird. Von Transparenz kann auf jeden Fall keine Rede sein.
Denn die Einhaltung der Mindestquote geht zwar aus den vom BPV im Bericht präsentierten Zahlen hervor, aber sie lässt sich nicht anhand der Angaben aus der Betriebsrechnung (im so genannten Offenlegungsschema enthalten) nachweisen. Dabei wäre genau dieser Nachweis das Hauptziel der Übung.

Diese Intransparenz hat zwei Gründe:
· Erstens gilt die Mindestquote nur für einen Teil des BVG-Geschäfts. Die Angaben aus der Betriebsrechung werden aber für das ganze BVG-Geschäft ausgewiesen. Der Übergang vom gesamten BVG-Geschäft zu dem Teil, der die Mindestquote erfüllen muss, ist nicht nachvollziehbar.

· Und zweitens ist sogar für das gesamte BVG-Geschäft der Nachweis nicht nachvollziehbar, weil der Aufwand im Sparprozess und der Aufwand im Risikoprozess nicht aus den Angaben der Betriebsrechnung hergeleitet werden können. In der Betriebsrechnung werden nämlich die Aufwendungen für Leistungen infolge Alter, Tod und Invalidität gemeinsam ausgewiesen. Die Aufteilung auf den Sparprozess, zu dem die Altersleistungen gehören, und den Risikoprozess, der die Leistungen bei Tod und Invalidität umfasst, wird nicht vorgenommen. Beim Sparprozess bleibt zusätzlich offen, wie sich aus dem Zusammenspiel von Prämieneinnahmen (15.9 Mia.), Altersleistungen (2.7 Mia., eigene Berechnung), Freizügigkeitsleistungen (8.6 Mia.) und vermutlich weiteren Elementen der im Bericht des BPV ausgewiesene Aufwand von ca. 3,4 Mia. ergibt.
Indem das BPV den Übergang von der Betriebsrechnung zum Nachweis der Einhaltung der 90-Prozent-Regel nicht aufzeigt, wird das Ziel der Übung nicht erreicht. Das Zustandekommen der wichtigsten Zahlen im BVG-Geschäft der Lebensversicherungen bleibt damit weiterhin im Dunkeln. Fazit: Keine Transparenz nirgends.
(Beinahe irrelevant erscheint dagegen, dass bei gewissen Positionen unerklärte Differenzen bestehen zwischen den Zahlen aus dem Offenlegungsschema und dem Bericht des BPV. So wird im Bericht von einem Nettokapitalertrag ausgegangen, der tiefer ist als der Betrag, der in der Betriebsrechnung ausgewiesen wurde, und auch die Veränderungen der versicherungstechnischen Rückstellungen, die in der Betriebsrechnung ausgewiesen werden, stimmen nicht mit dem Betrag überein, der sich aus den Zahlen im Bericht des BPV ergibt.)
Ein Fall für die GPK

Das BPV sagt nicht alles, was es weiss. Darauf weisen auch die auf der Homepage des BPV publizierten Erläuterungen zur Betriebsrechnung für die berufliche Vorsorge hin. Aus diesem Dokument geht hervor, dass die von den Lebensversicherern zu liefernden Angaben sehr viel ausführlicher sein müssten, als die vom BPV publizierten Unterlagen. 

Für Travail.Suisse ist klar, dass der Bericht des BPV ungenügend ist und überarbeitet werden muss. Die berufliche Vorsorge ist eine obligatorische Sozialversicherung. Die Versicherten haben das Recht, vollständige Transparenz bezüglich der Verwendung ihrer Zwangsbeiträge zu erhalten.  Travail.Suisse fordert deshalb die GPK des Nationalrates auf, die Arbeit des BPV und die vorgelegten Zahlen genau zu untersuchen und dafür zu sorgen, dass sich auch die Lebensversicherer und ihr Bundesamt an das Gesetz halten.
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